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12. 6. ·1970 

-

Regierungsvorlage 

.Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
1970, mit dem das Yertragsbedienstc:ten­
gesetz 1948 geändert wird (17. Vertrags­

bedienstetengesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat heschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbedienstetengesetz '1948, BGBl. 
Nr. 86, in der Fassung der Bundesgesetze BGßl. 
Nr,d .174/1959, 282/1960, 165/1961, 186/1962, 
117/1963, 173/1963, 313/1963, 154/1964, 126/ 
1965, 191/1965, 110/1966, 18/1967, 237/1967, 
260/1968, 199/t 969 und 464/1969 wird wie folgt 
geändert:· 

. 1. An die Stelle des § 15 b Abs. 3 treten fol-
gende Bestimmungen: . 

-'. ,,(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 21st 
auf die Bestimmungen der §§ 15 und 15a Be­
dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Em:­
lohnungsgruppen I pa und 11 der Entlohnungs­
gruppe . a, die Entlohnungsgruppen 1 2b der 
EntIohnungsgruppe b, ,die Endohnungsgruppe 
I 3 der Entlohnungsgruppe c, die Entlohnung,­
gruppen p 3 bis p 1 der Entlohnungsgruppe d 
u,nd. die Entlohnungsgruppen p 6 bis p 4 der 
Entlohnungsgruppe e. 

(4) Wird ein Vertragsbediensteter einer der 
Entlohnungsgruppen I 2a in d~e Entlohnungs­
gruppe a überstellt, so gebührt ihm die Ent­
Iohnungsstufe, die sich ergeben würde, wenn er 
die in der bisherigen Entlohnungsgruppe zu­
rückgelegte Zeit in dem zwei Jahre übersteigen­
den Ausmaß als Vertragsbediensteter der Ent­
lohnungsgruppe a zurückgelegt hätte." 

2. Der bisherige § 15 b Abs. 4 erhält die Be­
zeichnung ,,(5)". 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 

"Vorschuß und Geldaushilfe 

/ § 25. (I) Ist der Vertragsbedienstete unver­
schuldet in Notlage geraten oder liegen sonst 
berücksichtigungswürdige Gründe vor,_ so kann 

ihm auf Ansuchen ein Vorschuß bis zur Höhe 
des zweifachen Monatsentgeltes gewährt werden. 
Die Gewährung des Vorschusses kann von 
Sicherstellungen abhängig gemacht, werden. 

(2) Der Vorschuß ist durch Abzug vom ge­
bührenden Monatsentgelt längstens binnen 
18 Monaten hereinzubringen; bei der Fest­
setzung der Abzugsraten ist auf die wi,rtschaft­
lichen Verhältnisse des Vertragsbedienstecen 
billige Rücksicht zu' nehmen. Dei Vertrli;S­
bedienstete kann den Vorschuß auch vorzeitig 
zurückzahlen. Scheidet der Vertragsbedienstete 
aus dem Dienstverhältnis aus,so können zur 
Dedmng eines noch nicht zur Gänze zurück­
gezahlten Vorschusses die dem ausscheidenden 
Vertragsbediensteten zustehenden Geldleistun -
gen herangezogen werden . 

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige 
Gründe vorliegen, können auch ein höherer 
Vorschuß und längere Rückzahlungsfristen i>e­
willigt werden. Zur Gewährung eines Vor­
schusses, der die Höhe des zweifachen .Monat~­
entgeltes übersteigt oder der binnen einem Zeit­
raum von mehr als 18 Monaten zurückgezahit 
werden soll, ist die, Zustimmung des Bundes­
ministeriums für Finanzen erfor,derlich. 

(4) Die Bestimmungen der Abs.l bis 3 sind 
auf Vertragsbedienstete, mit denen ein Dienst­
verhältnls auf bestimmte Zeit eingegang.en 
wurde, nicht anzuwenden. 

(5) Ist der Vertragsbedienstete unverschuldet 
in Notlage geraten oder liegen sonst berück­
sichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihm 
auch eine Geldaushilfe gewährt werden." 

4. § 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Vorrückungsstichta"g ist dadurch zu 
ermitteln, daß - unter Ausschluß der vor der 
Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden 
Zeiten und' unter Beachtung _ der einschränkenden 
Bestimmungen der Abs. 4 und 8 - dem Tag 
der Anstellung vorangesetzt werden: 

a) die im Abs. 2 angeführten' Zeiten zur 
Gänze; 

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte." 
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2 58 der Beilagen 

5. An die Stelle des ~26 Abs. 2 z.. 6 und 7. 
treten folgende Bestimmungen~ 

,,6. bei Vertragsbediensteten, die in die Ent­
lohnungsgruppen b, I 2b, I 2a, a, I 1 oder 1 pa 
aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen 
Studiums an einer höheren Schule bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem der Vertragsbedienstete den 
Abschluß dieser Ausbildung auf Grund der 
schulrechtlichen Vorschriften frühestens hät::e 
erreichen können; mögliche smuLremdiCihe. Aus­
nahmegenehmigungen sind nicht zu berü&­
sichtigen. Als Zeitpunkt des möglichen Studien­
abschlusses ist bei Studien, die mit dem Schuljahr 
enden, der 30. JIlmi und ben St:l!rdien;. die mit 
dem Kalenderjahr enden, der 3-1:. Dezember' an-' 
zunehmen. 

7. Die Zeit eines aogesdtfos5enen Studiums an 
einer Akademie oder den .Alacknri:en· ver­
waadt:en l..ehra1lStalt~ du> ii:ir den Vetltt.tgS-, 
bediensteten Anstellungserlordernis gewesen ist, 
big. zum Hädutausmaß völII zwei Jah~en. 

einer höheren Scllule als der mtlohnungs .... 
gJ:u.ppe h um! den. en.tspt:ecLendaoi En,tl()hn.u.ngs,., 
gruppen (§ 15 b Abs. 3) gleichwertige Zeit an-
zusehen. . 

(8) Die mehrfache Berüdtsichtigung eines und 
desselben Zeitraumes ist - abgesehen von den 
Fällen des § 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes; 
BGBl. Nr. 183/1947 - unzulässig. Nicht zu be­
rüdtsichtigen sind ferner ,die im Abs. 2 Z. 2 
und 1 ~hl'ten Zeiten, soweit sie in den in 
Abs. 2 Z. 7 und 8 angeführten Zeitraum fallen. er 

8. Im § 39 Abs. 2 zweiter Satz haben die 
WGlTtre "Ve!'tngslehnn; die, nebenamcllich be­
sdtäftrgt werd~, söwie" ~Il' enthlleß'. 

9. § 40 erhäl't folgende Fassung:' 

"E n tl 0 h nun g s g r u p p end e sEn t­
lonnungucdremas']! E-

§ 40. (1) Das EnclohDu~chemaIL umfaßt 
8. Die Zeit' eines abgeschlossenen Studiums an. die Entlohnungsgruppen I pa, I 1, 1 2a 2, I 2a 1, 

eurer wissensdiaftfidlenHodlschufe, Kunstbodt- ,t 2.b 3, t 2b. 2, E 2b 11 un:d: t J. 
schule oder einer staatlichen Kunstakademie, da5 
für den Vertragsl)ediensteten Anstellungserfor- .. (2) Die in dem §§) 36 bis 3& deS: Geha~tsüber," 
dernis gewesen. ist, ,bis zu dem aus der Anlage leltungsge5etuS', BGBl Nr. 2211947, ~n der 
ersichtlichen ffödlstausmaß. Zum Studium zählt 'Fassung; der' lhtndesgese1lZe' BGBL ]~~h:-. 296/196'8 
auch die für die Erwerbung eines akademischen I un:d ""'.~''''''':''.'~ .• '''''' enth'.lltreJll:D B~stim­
Grades erforderliche Vorbereitungszeit~"' 'mungen uber dle Voraussetzungen fur die. ü-

nennung auf einen Dienstposten der Lehrer und 
6. S. 26 Abs .. 3 erhält. folge:nde Fassung: die ~bge zu Abschnitt m a des Gehaitsüber-
~3} Zeiten gemäß Ahs~ t lit. b,· in denm Eier' leitungsgesetzes gelten als Bestimmungen iber.­

v.~ragsbedimstetre eine Tätigkeit' ausgeübt: oder die Voraussetzungen tür die Einreihung in die 
ein: Studium bettie1lrea. &.at;· könMni mi~ Z1;Istim- E'ndonnun,gsgruppeä des E'ntfonnungssdlemas ]; 1. 
mung cfus, Bttl'.Ideskanzleramres; umides Btmdes:- ,Hiebei entsprechen 
ministeriums für, nname!1 im öffenti~en, Inter- , . -'" 
"'~«,., .... ~ __ . r-" I!. .-<!>...I_~..L....! ... de der Verwendungs gruppe E- PA dIe' E'ntlon-......... so wet.. ........ \.Xa.JiI)ze ",enJuu~lilg.. wer n, I 
aß: die Täcigkeit: ode!!' das: Stu&um fü.tr die enolg.- nungsgruppe' pa, 
reiche Verweadung' des: Vettragshediemt:eten von d"e1: Verwendumgsgruppe L 1 die Entlohnungs-
besonderer Bedeutung ist," gruppe 1 1~ 

7. §' 26 Abs-. 7 und! !rerhaotren fOlgen'<i'e. 
FaSliung~, 

,,(7) Die in Albs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8 
und Abs. 3' angeffihrten Zeiträume siJTd ohne 
'Weitere Kürzung voranZlNetzell:, wenn sie' nadl . 
der ErfüUung der gemeinS'aitnen ErfomerniS5e für 
die Erlangung von DIenstposten oer Verwen- . 
dungsgruppe, die der Entlohnungsgruppe ent­
spricht, in die die Aufnahme erfol'gt, zurüdt- . 
gdegt worden. sind'. Sewett soldle zeiträume' 
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen,. sind 
sie in dem Ausmaß, voranzusetZ'eB, in dem sie . 
bei der· ObeIStellung aus. der der. Vorbildung i 

entsprechenden niedrigeren Bntlohnungsgruppe i 

der Verwendungs-gruppe I. Za 2 die E'ntloh­
nungsgruppe I 2a 2, 

der' Verwen'Ei'ungsgruppe L 2a I die' Entfoh­
nangsgruppe 1 231 1, 

der Verwendungsgruppe I. 20 3 die Entfoh­
nungsgruppe I 20 3, 

deI!' Verwen·dung~gruppe' Lab. a: die' En:~oh,.. 
mungsgruppe' 1 2& 2" 
der Verwendun-gsgr'l$ppe L 2b t die Entfofl­
nungsgl11ppe I 2b 1 und 

der Verwendungsgruppe L 3 die: Endobnun~s~ 
gruppe 1 3. . 

in die Entlohnungsgroppe;, in. der die: Aufnahme' (3) Neben den durdl Abs. 2. festgelegten Vor­
erfolgt, gemäß den §§ 15 und 42 für die Vor- aussetzungen {Ur di'e Einreillung in die Endoh­
rüdtung anrechenbar wären; fiieoei sind' Zeiten nungsgruppen r 1.. gelten, weiters die in der. A:n­
eines erfolgreichen, seit der Vollendung des \ lage: zu, diesem: Absatz: angeführten Vo,mws-
18. LebensjahreS unUßter.brochenen Studiums, an '5etzung:env" 
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58 der Beilagen 3 

10. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

inder 
in der Entlohnung.gruppe 

EntIoh- 1 pa 111 1I 2a 2 11201 112b 3 1I 2b 2 112b 1 1 13 
nnngs-
stufe 

Sc'hilling 

1 5838 4858 4373 4:400 4079 3885 3674 3149 
2 '6132 5110 4656 4410 4348 4154 3889 3317 
3 6426 5362 4939 4620 4917 4423 4104 3485 
4 6930 5782 5222 4830 4886 4692 4319 3653 
5 7434 6202 5621 5145 5222 5028 4562 3821 
6 7938 6622 6020 5460 5558 5364 4805 4021 
7 8442 7042 6419 5775 5894 5700 5048 4221 
8 8946 7462 6818 6090 6230 6036 5291 4421 
9 9523 7945 7217 6405 6566 6372 5534 4621 

10 10100 8491 7616 6720 6902 6708 5777 4821 
11 10677 9037 8120 7140 7238 7044 6020 5021 
12 11254 9583 8624 7560 7640 7446 6367 5221 
13 11831 10129 9128 7980 8042 7848 6714 5473 
14 12535 10675 9632 8400 8444 8250 7061 5725 
15 13239 11221 10136 8820 8B46 8652 7408 5977 
16 13943 12870 10682 9240 9248 9054 7755 6229 
17 14647 13605 11228 9660 9650 9456 8102 6481 
18 15351 14340 11774 10080 10052 9858 8449 6733 
19 16055 15075 12320 10500 10454 10260 8796 6985 

11. § 42 erhält folgende Fassung: 

'"ü b e r s tell u n g 

§ 42. (1) Wird ein Vertragslehrer des Ent­
lohnungsschemas I L aus der Entlohnungsgruppe 
I 3 in eine der Entlohnungsgruppen I 2b über­
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die 
sich ergeben würde, wenn er' die Zeit, die für 
die Erreichung semer bisherigen Entlohnungs­
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über­
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der 
Entlohnungsgruppen I 2b zurückgelegt hätte; an 
die Stelle des Zeitraumes von zwei Jahren tritt 
ein solcher von vie,r Jahren, wenn der Vertrags­
lehrer keine Reifeprüfung an emer höheren 
Lehranstalt abgelegt hat. 

(2) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe I 3 in 
eine der Entlohnungsgruppen I 2a überstellt, so 
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die 
Erreichung semer bisherigen Entlohnungsstufe 
notwendig ist, in dem vier J anre übersteigenden 
Ausmaß als Vertragsleh,rer emer der Entloh­
nungsgruppen 1 2a zurückgelegt hätte; an die 
Stelle des Zeitraumes von vier Jahren tritt ein 
solcher von sechs Jahren, wenn der Vertrags­
lehrer keine Reifeprüfung an emer höheren 
Lehranstalt abgelegt hat. 

(3) Wird ein Vertragslehrer des Ent1ohnung~­
schemas I L aus einer, der Entlohnungsgruppen 
I 2b in eine der Entlohnungsgruppen I 2a über­
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die 
sich, ergeben würde, wenn er die Zeit, die für 
die Erreichung seiner bisherigen Endohnungs-

stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre üb~r· 
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der 
Entlohnungsgruppen I Za zurückgelegt hätte. 

(4) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen 
I 2b in die Entlohnungsgruppe I pa ode.. I 1 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, 
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die 
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh­
nungsstufe notwendig ist, in dem vier Jahre 
übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrer ::Ier 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er 
überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes von 
vier Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, 
wenn der Vertragslehrer nicht die Vollendung 
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein­
samen Anstellungserfot'dernisse für Lehrer der 
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 aufweist.' 

(5) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I 1. aus einer der Entlohnungsgruppen 
1 2a in die Entlohnungsgruppe I p'l oder, I 1 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, 
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit; die 
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh­
nungsstufe notwendig ist, in dem zwei Jahre 
übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrei." der 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er 
überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes von' 
zwei Jahren tritt ein solcher von vier Jahren, 
wenn der Vertragslehrer, niCht die Vollendung 
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein­
samen Anstellungsetfordernisse für Lehrer 
der Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf­
weist. 

(6) Wird ein Vertragslenrer des Entlohnullgs­
schemas I Laus det Entlohnungsgruppe I 3 in 
die EntlohnungsgruppeI pa oder I 1 über~tellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die 
Erreichung seiner Entlohhungsstufe, notwendig 
ist, in dem sechs Jahre übersteigenden Ausmaß 
als Vertragslehrer der Entlohnung3gruppe 
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird; 
weist der Vertragslehrer nicht die Vollendung 
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein­
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer der 
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf, so ist 
er so zu behandeln, als ob die Abs. 1 und 4 auf 
ihn angewendet wOl'den wären. 

(7) Wenn es ,für den Vei-tragslehrer günstiger 
ist, ist er abweichend von den Bescimmungen 
der Abs. 1 bis 6 so zu behandeln, als ob er die 
Hälfte der Ze-it, die er nach Erfüllung des ge­
meinsamen Anstellungserfol'dernisses für die der 
höheren Entlohnungsgruppe entsprechende 
Verwendungsgruppe der Bundesbeamten in einer 
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt hat, 
in der höheren Entlohnungsgruppe verbracht 
hätte. 

2 
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4 58 der Beilagen 

(8) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe I 1 in 
die Entlohnungsgruppe I pa, aus det Entloh­
nungs.gruppe 1 pa in die Entlohnungsgruppe I 1, 
aus emer der Entlohnungsgruppen I 2a in die 
andere der Entlohnungsgruppen 1 2a oder aus 
einer der Entlohnungsgruppen I 2b in eine 
andere der Entlohnungsgruppen I 2b überstellt, 
so bleibt er in der bisherigen Entlohnungsstufe .. 

(9) Durch eine Oberstellung nach den Abs. 1 
bis 6 und 8 wird der Vorrückungstermin nicht 
berührt. 

(10) Ist das jeweiJ.ige Monatsentgelt In der 
neuen Entlohnungsgruppe niedriger als das 
Monatsentgelt, das dem Vertragslehrer jeweils 
in einer niedrigeren Endohnungsgruppe zu­
kommen würde, so gebührt dem Vertragslehrer 
eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt; 
Dienstzulagen sind, soweit sie nur für die Dauer 
einer bestimmten Verwendung gebühren, bei der 
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen 
Monatsentgelt nicht zuzurechnen." 

12. § 42 b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Bei der Anwendung der Acbs. 1 und 2 ist 

auf die Bestimmungen der §§ 42 und 42 a Be­
dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ent­
lohnungsgruppe a den Entlohnungsgruppen I pa 
und I 1, die Entlohnungsgruppe b den Entloh­
nungsgruppen I 2b, alle übrigen Entlohnungs­
gruppen der Entlohnungsgruppe 1 3." 

13. § 43 erhält folgende Fassung: 

"E n t loh nun g s g r u p p end e sEn t­
lohnungsschemas Ir L 

§ 43. (1) Das EndohnungsschemaII L umfaßc 
?ie Entlohnungsgruppen I pa, I 1, 1 2a 2, I 2a 1, 
1 2b 3, I 2b 2, I 2b 1 und I 3. 

(2) Für die Einreihung in die Entlohnungs­
gruppen des Entlohnungsschemas II L sind die 
Bestimmungen des §. 40 Abs. 2 und 3 anzu-
wenden." ' 

14. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende 
Fassung: 

in der Ent10hnungsgruppe in der Entgeltstufe 

bei einer für die Vollbeschäftigung 
1 I 2 

(§ 38) vorgeschriebenen Höchstwochen- fllr jede 

stundenzahl von Jahreswochensrunde 
Schilling 

1 pa 5136 5544 

18 3576 3852 
19 3384 3648 

11 20 3216 3468 
21 3060 3300 
24 2676 2892 

12a 2 2508 2700 
12a 1 2316 2472 
12b 3 2346 2508. 
12b 2 2256 2412 
12b 1 2076 2196 
13 1836 2028 

15. § 44 a A:bs. 2 und 3 erhalten folgende 
~assung: 

,,(2) Den Vertragslehrern der Entlohnungs­
gruppe 1 2b 1, die an Hauptschulen Fremd­
sprachen unterrichten, gebührt für jede Jahres­
wochenstunde eine Dienstzulage von S 113'40 
jährlich. Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe 
I 2b 1, die an Polytechnischen Lehrgängen 
Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
S 207'60 jährlich. 

(3 ) Vertragslehrern 
a) der Entlohnungsgruppe I 2a 1, die, ohne 

die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe 1 2a 2 zu er­
füllen, an Hauptschulen, Sonderschulen, 
Polytechnischen Lehrgängen oder an Be­
rufsschulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
S 113'40 jährlich; 

b) der Entlohnungsgruppe I 2b 1, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Endohnungsgruppe I 2b 2 zu er­
füllen, an Hauptschulen oder Sonder, 
schulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
S 113' 40 jährlich; 

c) der Entlohnungsgruppe I 2b 1, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine EinreihunO' 
in die Entlohnungsgruppe I 2b 3 zu er~ 
füllen, an Polytechnischen Lehrgän2;en oder 
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für 
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage 
von S 207'60 jährlich; 

d) der Entlohnungsgruppe I 2b 2, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe I 2b 3 zu ~r­
füllen, an Polytechnischep Lehrgängen oder 
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für 
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulag::! 
von S 93'20 jährlich." . 

16. § 44 a Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
,,(5) Den Vertragslehrern, die neben ihrer 

Lehrtätigkeit an Bundeserziehungsamtalten 
Bundeskonvikten, Blindeninstituten. Taubstum~ 
meninstituten oder an gleichartigen Anstalten als 
Erzfeher verwendet werden, gebührt für die 
Dauer die.ser Verwendung eine D:enstzulage, Die 
Dienstzulage beträgt jäh,lich, 

in der Entlohnungsgruppe I 1 
in den Entlohnungsgruppen I 2 " 

in der Entlohnungsgruppe 1 3 

Artikel 11 

S 11.592, 
S 9.216, 
S 6,ln." 

(1) Die Bestimmungen der Art. III bis V Jer 
2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970 sind 
auf Vertragslehrer sinngemäß anzuwenden. 
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(2) Vertragslehrer, die zufolge des sinngemäß 
anzuwendenden Art. IV der 2. Gehaltsüber­
leitungsgesetz-Novelle 1970 mit Wirkung vom 
I, September 1974 in eine der Entlohnungs­
gruppen I 2a einzureihen sind, gebührt, bis zu 
diesem Zeitpunkt eine Dienstzulage; sie beträgt 
für die Zeit vom ' 

1. September 1970 bis' 31. August 1971 20 v. H., 
1. September 1971 bis 31. August 1972 40 v. H., 
1. September 1972 bis 31. August 1973 60 v. H., 
1. September 1973 bis 31. August 1974 80 v. H. 

des Unterschiedsbetrages zwischen dem Monats­
entgelt (§ 8 a Abs. 1 zweiter Satz) des Vertrags­
lehrers und dem Monatsentgelt (§ 8 a Ahs. 1 
zweiter Satz) des Vertragslehrers, das ihm in der 
neuen Verwendungsgruppe gemäß § 42 Abs. 3 
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 inder 
Fassung des Artikels I zukäme. 

Artikel III 

Soweit die Art. II und 111 der 15. Vertrags­
bediensteten gesetz-Novelle, BGBl. N r. 199/1969, 
auf § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
verweisen, ist darunter § 26 des Vertragsbedien­
stetenges,etzes 1948 in der Fassung des Art. I der 
15. Vertragsbedienstetengesetz~Novelle und des 
Art. I Z. 4 bis 7 der 17. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle zu verstehen. 

Artikel IV 

Auf die in Art. I Z. 10, 14, 15 und 16 ange­
führten Entlohnungsansätze sind die Bestim­
mungen des Artikels lIder 14. Vertragsbedien­
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 260/1968,anzu­
wenden. 

Artikel V 

Die 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 11 Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung: 

,;3. Die Zeit, die dem Vertragsbediensteten 
nach den Bestimmungen des Beamten-Ober­
leitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, für die 
Vorrückung . angerechnet worden ist." 

2. In Art. II Abs. 1 wird am Ende der Z. 6 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Z. 7 angefügt: 

,,7. Die Zeit des erfolgreichen Besuches eines 
Abiturientenlehrganges an einer Lehrerbildungs­
anstalt, wenn für den Vertragsbediensteten die 
Reifeprüfung für Volksschulen als Anstellungs­
erfordernis vorgeschrieben war; die Bestimmun­
gen des § 26 Abs. 2 Z. 6 des Vertragsbedien­
stetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I der 
17. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle sind bei 
Berücksichtigung dieser Zeiten sinngemäß anzu­
wenden." 

3. Art. III Albs. 2 letzter Satz erhält folgende 
Fassung: ' 

"Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Vertrags­
bediensteten, die vor dem 1. Feber 1956 in einer 
der Entlohnungsgruppen d oder c aufgenommen 
wurden und denen nach diesem Zeitpunkt keine 
Vordienstzeiten angerechnet wurden, in der 
Weise zu ermitteln, daß die Zeit, die für das 
Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung, die sie 
gemäß Art. II Abs. 1 der 2. Vertragsbedien­
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 282/1960, er­
halten haben, notwendig ist,. dem 1. Feber 1956 
vorangesetzt wird." 

4. Dem Art. III Abs. 4 wird angefügt: 
"In den Fällen des Abs. 2 zweiter Satz sind hie­
bei alle vor dem 1. Feber 1956 liegenden Zeiten 
nach § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
in der Fassung des Art. I und des Art. I der 
17. Vertragsbedienstetengesetz;:Novelle und nach 
Art. II zu behandeln." 

5. Art. III Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
,,(6) Die bezugsrechtliche Stellung der Ver­

tragsbediensteten, deren Vorrückungsstichtag 
nach Abs. 4 festgesetzt wird, ist um den Zeit­
raum zu verbessern, um den der gemäß § 19 
,Abs. 6 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf 
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerun­
dete verbesserte Vorrückungsstichtag vor dem 
gemäß § 19 Abs. 6 des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948 auf den nächstliegenden Vor­
rückungstermin gerundeten bisherigen Vor­
rückungsstichtag liegt." 

Artikel VI 

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 4 
bis 7, der Art. 111 und V und der Anlage zu 
§ 26 Abs. 2 Z. 7 d'es Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 in der Fassung des Art. I treten mit 
1. März 1969, die übrigen Bestimmungen mit 
1. September 1970 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten 
jedoch, die nur den Wirkungsbereim eines Bun­
desministers betreffen, dieser Bundesminister 
betraut. 

Anlage 

, zu § 26 Abs. 2 Z. 8 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung 
der Zeit des Homschulstudiums nach § 26 Abs. 2 
Z. 8 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
beträgt: 

a) sieben Jahre für die Studienrichtungen 
Chemie, Nachrichtentechnik und Elektro­
technik; 

b) sems Jahre für die Studienrichtungen Bau­
ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik 
und Technische Chemie; 

58 der Beilagen XII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 5 von 18

www.parlament.gv.at



6 58 der Beilagen 

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtun­
gen Physik, Architektur, Maschinenbau, 
Technische Physik, Wirtschaftsingenieur­
wesen, Kulturtechnik, Bergwesen, Hütten­
wesen, Erdölwesen und Markscheidewesen; 

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen 
Theologie, Psychologie, Tierheilkunde, 
Feuerungs- und Gastechnik, Papier- und 
Zellstoff technik, Vermessungs technik und 
Forstwirtschaft; 

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studien­
richtungen. 

2. Als Beginn des Studiums ist, wenn das erste 
Semester ein Wintersemester war, der 1. Juli, 
und wenn das erste Semester ein Sommer­
semester war, der 1. Jänner des betreffenden 
Jahres anzusehen. 

3. Wurde das Studium mit einem Trimester 
begonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn 
das erste Trimester ein Sommer- oder Herbst­
trimester war, der 1. Juli, wenn das erste Tri­
mester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner 
des betreffenden Jahres anzusehen. '-

Anlage 
zu § 40 Abs. 3 des Vertrags­

bedienstetengesetzes 1948 

In Ergänzung zu den durch § 40 Abs. 2 fest­
gelegten Voraussetzungen für die Einreihung in 
die Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas 
I L sind Vertragslehrer wie folgt einzureihen, 
sofern eine Einreihung gemäß der genannten Be­
stimmung nicht günstiger ist: 
1. In die Entlohnungs~ruppe I 2b 3 

Vertragslehrer, die auf Grund ihrer Beschäfti­
gung in einem anderen :Seruf nebenberuflich 
oder nebenamtlich an Berufsschulen unter­
richten. 

2. In die EntIohnungsgruppe I 2b 2 
Venragslehrer für den praktischen Fachunter­
richt an gewerblichen, technischen und kunst­
gewerblichen Fachschulen und Höheren tech­
nischen und gewerblichen Lehranstalten sowie 
für Werken und den praktischen Fachunter­
richt an Werkschulheimen 
a) Reifeprüfung einer, Höheren technischen 

oder gewerbli,cheri LehmnSltah uoo eine 

fünfjänrige Berufspraxis mit besonderen 
fachlichen oder künstlerischen Leistungen 
auf dem in Betracht kommenden Fach-' 
gebiet; die' vorgeschriebene Berufspraxis 
wird bis zur Hälfte durch eine Lehrpraxis 
in einer den Verwendungsgruppen L 2 
entsprechenden Verwendung ersetzt 
oder 

b) eme mindestens siebenjährige fachein­
schlägige hochqualifizierte Berufspraxis 
nach Ablegung der Meisterprüfung oder 
nach dem Erwerb einer gewerberechtlich 
gleichwertigen Befähigung. 

3. In die Entlohnungsgruppe 1 2b 1 

a) Vertragslehrer für den praktischen Fach­
unterricht an gewerblichen, technischen 
und kunstgewerblichen Fachschulen ',md 
Höheren technischen und gewerblichen 
Lehranstalten, sowie für Werken und den 
praktischen Unterricht an Werkschul­
heimen 

aa) Reifeprüfung einer Höheren tech­
nischen oder gewerblichen Lehranstalt 
und eine zweijährige Berufspraxis auf 
dem in' Betracht kommenden Fach­
gebiet 
oder (an Stelle einer Reifeprüfung) 

bb) die ordnungsgemäße Erlernung eines 
Gewerbes (Lehrabschlußprüfung) und 
eine nach Vollendung des 18. Lebens­
jahres zurückgelegte sechsjährige Be­
rufspraxis mit besonderen Leistungen 
auf dem m Betracht kommenden 
Fachgebiet. 

Lit. bb findet auch für Vertragslehrer für 
den gewerblichen Fachunterricht an Fach­
schulen bekleidungsgewerblicher Richtung 
Anwendung. 

b) Vertragslehrer an Berufsschulen, die die 
Lehrbefähigung für Berufsschulen nicht 
aufweisen, jedoch die gemeinsamen An'" 
stellungserfötdernisse für die Verwen­
dungsgruppen L 2b gemäß Teil C Ab­
schnitt I der Anlage zu Abschnitt In ades 
Gehal tsü berlei tungsgesetzes erfüllen. 

/ 

,\. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Durch die Entwürfe der 20. Gehaltsgesetz­
Novelle und der 2. Gehaltsüberleitungsgesetz­
Novelle 1970 sollen Bestimmungen geändert 
werden, die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 
jeweils den entsprechenden Regelungen im Ge­
haltsgesetz 1956 oder im Gehaltsü'berleitungs­
gesetz nachgebildet sind. Diese Novellen machen 
es daher notwendig, auch im Vertragsbedienste­
tengesetz entsprechende Knderungen durchzu­
führen. 

Die Knderungen sind im wesentlichen in der 
Neuregelung der Lehrergehälter (Berücksichti­
gung der neuen Ausbildung an Pädagogischen 
Akademien) begründet. 

Zu den einzelnen Punkten des Entwurfes wird 
bemerkt: 

Zu Artikel I Z. 1 und 2: 

Die Bestimmungen de,s § 15 Ib entspreChen den 
überstellungsregelungen im § 37 des Gehalts­
gesetzes 1956, der durch die 20. Gehaltsgesetz­
Novelle ,geändert werden soll. Die Einfügung 
der Entlohnungsgruppen I 2a macht die gleiche 
Knderung im Vertragsbedienstetengesetz erfor­
derlich. 

Zu Artikel I Z. 3: 

Die Bestimmungen des § 25 des Vertragshe­
dienstetengesetzes sind dem § 23 des Gehalts­
gesetzes 1956, der Vorschuß und Geldaushilfe fijr 
Beamte regelt, nachg~'bildet. Die in Artikel I 
Z. 11 der 20. Gehaltsgesetz-Novellevorgesehene 
Neufassung des § 23 des Gehaltsgesetzes 1956 
soll daher auch auf § 25 des Vertragsbedienste­
tengesetzes übertragen werden. 

Zu Artikel I Z. 4 bis 7: 

Die Vorschriften über die Festsetzung des Vor­
rückungsstichtages für Beamte im § 12 des Ge­
haltsgesetzes 1956 sollen durch Artikel I Z. 5 
bis 8 der 20. Gehaltsgesetz-Novelle in Einzel­
heiten verbessert werden. § 26 des Vertragsbe­
dienstetengesetzes 1948 entspricht fast wörtlich 
dem § 12 des Gehalts~esetzes 1956. Die in der 
20. Gehaltsgesetz-Novelle enthaltenen Knderun­
gen solIen daher auch auf § 26 des Vertragsbe­
dienstetengesetzes übertragen werden. 

Zu Artikel I Z. 8: 

Als Voraussetzungen für die Einreihung in die 
Entlohnungsgruppender Vertragslehrer galten 
schon bisher die Ansrellungserfordernisse für die 
im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen­
den Lehrer. Die vorliegende Neufassung des § 40 
berücksichtigt lediglich den Entwurf der 2. Ge­
haltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970 und den 
Umstand, daß in dieser letzteren Novelle für 
einige Dienstzwei~e nur mehr die Aufnahme im 
Vertragsverhältnis vorgesehen ist. In der Anlage 
zu § 40 Abs. 3 werden daher neben den bisher 
schon für Vertragslehrer geltenden Zusatzibestim­
mungen auch die Anstellungserfordernisse ange­
führt, die vor dem Inkrafttreten der 2. Gehalts­
überleitungs~esetz-Novelle 1970 in den Dienst­
zweigen 59 und 77 der Lehrer-Dienstzweigeord­
nung enthalten waren. 

Zu Artikel I Z. 9, 13, 14 und 15: 

Die Entlohnungsansätze der Vertragslehrer 
wurden wie bisher in der Weise errechnet, daß 
den vergleichbaren Ansätzen im Gehaltsgesetz 
1956 5 v. H. zugeschlagen wurden. 

Zu Artikel I Z. 10 und 11 : 

Die §§ 42 und 42 b des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948 entsprechen den überstellungsrege­
lungen der §§ 62 und 64 des Gehaltsgesetzes 
1956, die im Gehaltsgesetz durch ,die Einfügung 
der Verwendungsgruppen L 2a erforderliche 
Knderung ist im VertragsbedienstJetengesetz 
durch die Entlohnungsgruppen I 2a notwendig. 

Zu Artikel I Z. 12: 

Die Einreihungsregelung für Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas n L soll einerseits hin­
sichtlich der Auf teilung der Entlohnungsgrup­
pen I 2 in die Entlohnungsgruppen I 2b und 
1 2a ergänzt, andererseits aber durch den Ver­
weis auf § 40 Abs. 2 und 3 vereinfacht werden. 

Zu Artikel II: 

Die Einreihungsregeln des Vertragsbedienste­
tengesetzes 1948 verweisen hinsichtlich der Ver­
tragslehrer auf die für Lehrer im öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis geltenden Bestim­
mungen. Es erscheint daher sinnvoll, auch für 
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die "Umreihung" der Vertragslehrer 'die Regeln 
der 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970 
heranzuziehen (Abs. 1). 

Die Bestimmung des A:bs. 2 ist der Regelung 
im Artikel V Abs. 4 der 20. Gehaltsgesetz-No­
velle nachgehildet. 

Zu Artikel III, IV und V: 

Diese Bestimmungen entsprechen den in den 
Artikeln II, IX und X der 20. Gehaltsgesetz­
Novelle getroffenen Regelungen. Bei Vertrags­
bediensteten mit Sonderverträgen ist eine be sol-

dungsrechtliche Verbesserung, die der Regelung 
des Art. X Abs. 3 der 20. Gehaltsgesetz-Novelle 
entspricht, entweder durch Änderung des Son­
dervertrag,es oder den übergang zur Einstufung 
nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 mög­
Lich. 

Zu Artikel VI: 

Die Zeitpunkte des Inkrafttretens sind mit 
den Zeitpunkten in Einklang gebracht, an denen 
die Regelungen für. die vergleichbaren Lehrer 
im öffentlich~rechtlichen Dienstverhältnis wirk­
sam werden. 

Beilage 
zu den Erläuternden Bemerkungen 

zur 17. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 

TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 

neu 

1. An die Stelle des § 15 b Abs. 3 treten fol­
gende Bestimmungen: 

,,(3) Bei de" Anwendung der Abs. 1 und 2 ist 
auf die Bestimmungen der §§ 15 und 15 a Be­
dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ent­
lohnungsgruppen 1 pa und lIder Entlohnungs­
gruppe a, die Endohnungsgruppen 1 2b der 
Entlohnungsgruppe b, ,die Endohnungsgruppe 
I 3 der Entlohnungsgruppe c, die Entlohnungs­
gruppen p 3 bis p 1 der Entlohnungsgruppe d 
und die Entlohnungsgruppen p 6 bis p 4 der 
Entlohnungsgruppe e. 

(4) Wird ein Vertragsbediensteter einer der 
Entlohnungsgruppen I 2a in die Endohnungs­
gruppe a überstellt, so gebührt ihm die Ent­
lohnungsstufe, die sich ergeben würde, wenn er 
die in, der bisherigen Entlohnungsgruppe 7.U­

rückgelegte Zeit in dem zwei Jahre übersteigen­
den Ausmaß als Vertragsbediensteter der Ent­
lohnungsgruppe a zurückgelegt hätte." 

2. Der bisherige § 15 b .Nbs. 4 erhält die Be­
zeichnung ,,(5)". 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 

"V 0 r s eh u ß und Gel d aus h i I f e 

§ 25. (1) Ist der Vertragsbedienstete unver­
schuldet in Notlage geraten oder liegen sonst 
berücksichtigungswürdige Gründe vor, so kann 
ihm auf Ansuchen ein Vorschuß bis zur Höhe 
des zweifachen Monatsentgeltes gewährt werden. 
Die Gewährung des Vorschusses kann von 
Sicherstellungen abhängig gemacht werden. 

(2) Der Vorschuß ist durch Abzug vom ge­
bührenden Monatsentgelt längstens binn~m 
18 Monaten hereinzubringen; bei der Fest­
setzung der Abzugsraten ist auf die wirtsch:lft­
lichen Verhältnisse des Vertragsbedienst.eten 
billige Rücksicht zu nehmen. Der Vertrags­
bedienstete kann den Vorschuß auch vorzeitig 

'. 

bisher 

§ 15 b. (3) Bei der Anwendung der Abs. 1 
und 2 ist auf die Bestimmungen der §§ 15 und 
15 a Bedacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die 
Entlohnungsgruppe 11 der Entlohnungsgruppe a, 
die Entlohnungsgruppen I 2 .der Entlohnungs­
gruppe b, die Entlohnungsgruppe I 3 der Ent­
lohnungsgruppe c, die Entlohnungsgruppen p 3 
bis p 1 der Entlohnungsgruppe d und die Ent­
lohnungsgruppen p 6 bis p 4 der Entlohnungs­
gruppe e. 

§ 25. Vor s c h ü s s e und Gel d aus h i I f e n 

(1) Wenn ein Vertragsbediensteter unverschul­
det in eine Notlage geraten ist oder wenn sonst 
berücksichtigungswürd~ge Gründe vorliegen, kann 
ihm auf Ansuchen ein unverzinslicher, längstens 
binnen 18 Monaten zurückzuzahlender Vorschuß 
aus Bundesmitteln bis zur Höhe des zweifachen 
Monatsentgeltes gewährt werden. Die Gewährung 
eines Vorschusses kann von Sicherstellungen ab­
hängig gemacht werden. Der Vorsshuß wird im 
Wege der Aufrechnung abgestattet; der Vertrags­
bedienstete kann jedoch den Vorschuß vorzeitig 
zurückzahlen. Scheidet ein Vertragsbediensteter 
aus dem Dienstverhältnis aus, so werden die noch 
aushaftenden Raten sogleich fällig. Zur Deckung 
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neu 

zurückzahlen. Scheidet der Vertragsbedienstete 
aus dem Dienstverhältnis aus, so können zur 
Deckung eines noch nicht zur Gänze zurück­
gezahlten Vorschusses die dem ausscheidenden 
Vertragsbediensteten zustehenden Geldleistun­
gen herangezogen werden. 

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige 
Gründe vorliegen, können auch ein höherer 
Vorschuß und .längere Rückzahlungsfristen be­
willigt werden. Zur Gewährung eines Vor­
schusses, der die Höhe des zweifachen Mon:lts­
entgeltes übersteigt oder der binnen einem Zeit­
raum von mehr als 18 Monaten zurückgenhit 
werden soll, ist die Zustimmung des Bundes­
ministeriums für Finanzen erforderlich. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sind 
auf Vertragsbedienstete, mit denen ein Dienst­
verhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen 
wurde, nicht anzuwenden. 

(5) Ist der Vertragsbedienstete unverschuldet 
in Notlage geraten oder liegen sonst berück­
sichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihm 
auch eine Geldaushilfe gewährt werden." 

4. § 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch zu 
ermitteln, daß - unter Ausschlul~ der vor der 
Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden 
Zeiten und unter Beachtung der einschränkenden 
Bestimmungen der Abs. 4 und 8 - dem Tag 
der Anstellung vorangesetzt werden: 

a) die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur 
Gänze; 

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte." 

5. An die Stelle des § 26 Abs. 2 Z. 6 und 7 
treten folgende Bestimmungen: 

,,6. bei Vertragsbediensteten, die in die Ent­
lohnungsgruppen b, I 2b, I 2a, a, I 1 oder I pa 
aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen 
Studiums an einer höheren Schule bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem der Vertragsbedienstete den 
Abschluß dieser Ausbildung auf Grund der 
schulrechtlichen Vorschriften frühestens hätte 
erreichen können; mögliche schulrechtliche Aus­
nahmegenehmigungen sind nicht zu berück­
sichtigen. Als Zeitpunkt des möglichen Studien­
abschlusses ist bei Studien, die mit dem Schuljahr 
enden, der 30. Juni und bei Studien, die mit 
dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezember an· 
zunehmen. 

bisher 

eines in diesem Zeitpunkt noch nicht zur Gänze 
zurückgezahlten Vorschusses können die dem 
ausscheidenden Vertragsbediensteten zustehenden 
Geldansprüche herangezogen werden. 

(2). In besonders' berücksichtigungswürdigen 
Fällen können im Einvernehmen mit dem Bun­
desministerium für Finanzen weitergehende Be­
günstigungen gewährt werden. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
während eines Dienstverhältnisses, das auf be­
stimmte Zeit oder auf Probe eingegangen wurde, 
keine Anwendung; Ausnahmen können nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Finanzen bewilligt wer,den. 

(4) Wenn ein Vertragsbediensteter unverschul­
det in eine Notlage geraten ist, kann ihm zu 
deren überbrückung auch eine nichtrückzahlbare 
Geldaushilfe gewährt werden. 

§ 26. (1) Der Vorrückungsstichtag wird da­
durch ermittelt, daß dem Tag der Aufnahme 
folgende zwischen dem Tag der Vollendung des 
18. Lebensjahres und dem Tag der Aufnahme 
liegende Zeiten - mit den sich aus Abs; 4 bis 8 
ergebenden Beschränkungen - vorangesetzt wer­
den: 

a) die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur 
Gänze; 

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte. 

§ 26. (2) 6. bei Vertragsbedienst~ten, die in die 
Entlohnungsgruppe b, a, I 1 oder I pa oder in 
eine der Entlohnungsgruppen I 2 aufgenommen 
werden, 

a) die Zeit des 'erfolgreichen Besuches der 
fünften Klasse einer fünfklassigen Ober­
stufe einer höheren Lehranstalt; 

b) die Zeit des Studiums an einer höheren 
Lehranstalt, die eine selbständige Oberstufe 
bildet, soweit diese Zeit deshalb nach der 
Vollendung des 18. Lebensjahres liegt,weil 
für die Aufnahme in die Lehranstalt die 
Zurücklegung einer Praxiszeit oder die 
Vollendung eines höheren Lebensalters vor­
geschrieben war; 

c) die Zeit des erfolgreichen Besuches eines 
Abiturientenlehrganges an Lehrerbildungs­
anstalten, wenn für den Vertragsbedienste­
ten die Reifeprüfung für Volksschulen als 
AnsteIlungserfordernis vorgeschrieben war; 
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neu 

7. Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an 
einer Akademie oder den Akademien ver­
wandten Lehranstalt, das für den Vertrags­
bediensteten Anstellungserfordernis gewesen ist, 
bis zum Höchstausmaß von zwei Jahren. 

8. Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an 
einer wissenschaftlichen Hochschule, Kunsthoch­
schule oder einer staatlichen K-unstakademie, das 
für den Vertragshediensteten Anstellungserfor­
dernis gewesen ist, bis zu dem aus der Anlage 
ersichtlichen Höchstausmaß. Zum Studium zählt 
auch die für die Erwerbung eines akademischen 
Grades erforderliche Vorbereitungszeit." 

6. § 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Zeiten gemäß Abs. 1 Et. b, in denen der 
Vertragsbedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder 
ein Studium betrieben hat, können mit Zustim­
mung des Bundeskanzleramtes und des Bundes­
ministeriums für Finanzen im öffentlichen Inter­
esse so weit zur Gänze berücksichtigt werden, 
als die Tätigkeit oder ,das Studium für die erfolg­
reiche Verwendung des Vertragsbediensteten von 
besonderer Bedeutung ist." 

7. § 26 Abs. 7 und 8 erhalten folgende 
Fassung: 

,,(7) Die in Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8 
und Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne 
weitere Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach 
der Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse für 
die Erlangung von Dienstposten der Verwen­
dungsgruppe, die der Eni:lohnungsgruppe ent­
spricht, in die die Aufnahme erfolgt, zurück­
gelegt worden sind. Soweit solche Zeiträume 
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, sind 
sie in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie 
bei der übersteIlung aus der der Vorbildung 
entsprechenden niedrigeren Entlohnungsgruppe 
in die Entlohnungsgruppe, in der die Aufnahme 
erfolgt, gemäß den §§ 15 und 42 für die Vor­
rückung anrechenbar wären; hiebei sind Zeiten 
eines erfolgreichen, seit der Vollendung des 
18. Lebensjahres ununterbrochenen Studiums an 
einer höheren Schule als der Entlohnungs­
gruppe b und den entsprechenden Entlohmlngs­
gruppen (§ 15 b Abs. 3) gleichwertige Zeit an­
zusehen. 

bisher 

7. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an 
einer Hochschule oder einer staatlichen Kunst­
akademie, das für den dem Vertrags bediensteten 
hinsichtlich der Verwendung vergleichbaren Be­
amten Anstellungserfordernis ist, soweit diese 
Zeit vier Jahre iibersteigt, bis zu dem aus der 
Anlage ersichtlichen Höchstausmaß. Zum Studium 
zählt auch die für die Ablegung der Abschluß­
prüfungen oder für die Erwerbung eines akade­
mischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit. 

§ 26. (3) Im Abs. 2 nicht ,angeführte Zeit~n 
können anläßlich der Aufnahme ausnahmsweIse 
vom zuständigen Bundesministerium im Einver­
nehm"en mit dem Bundeskanzleramt und dem 
Bundesministerium für Finanzen wie eine im 
Abs. 2 angeführte Zeit berücksichtigt werden, 
wenn der Vertragsbedienstete in dieser Zeit eine 
Tätigkeit ausgeübt hat, die der Erwerbung für 
den Bundesdienst wichtiger Kenntnisse oder Er­
fahrungen diente, die im allgemeinen im Bundes­
dienst nicht erworben werden können, und die 
Berücksichtigung im öffent1iche~ Interesse liegt. 

§ 26. (;7") Die in Abs. 1 lit. b und in Abs. 3 
angeführten Zeiträume sind ohne weitere 
Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach der Er­
füllung der gemeinsamen Erfordernisse für die 
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs­
gruppe, die der Entlohnungsgruppe, in die die 
Aufnahme erfolgt, entspricht, zurückgelegt wor­
den sind; soweit solche Zeiträume diesen Voraus­
setzungen nicht entsprechen, sind sie in dem Aus­
maß voranzusetzen, in dem sie bei der über­
stellung aus der der Vorbildung entsprechenden 
niedrigeren Entlohnungsgruppe in die Entloh­
nungsgr~ppe, in die die Aufnahme erfolgt, gemäß 
den §§ 15 und 42 für die Vorrückung anrechen­
bar wären. 
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(8) Die mehrfache Berücksichtigung eines und 
desselben Zeitraumes ist - abgesehen von den 
Fällen des § 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes, 
BGBl. Nr. 183/1947 - unzulässig. Nicht zu be­
rücksichtigen sind ferner die im Abs. 2 Z. 2 
und 3 angeführten Zeiten, soweit sie in den in 
Abs. 2 Z. 7 und 8 angeführten Zeitraum fallen." 

8. Im § 39 Abs. 2 zweiter Satz haben die 
Worte "Vertragslehrer, die nebenamtlich be­
schäftigt werden, sowie" zu entfallen. 

9. § 40 erhält folgende Fassung: 

"E n t loh nun g s g r u p p end e sEn t­
lohnungsschema'S I L 

§ 40. (1) Das EntlohnungsschemaIL umfaßt 
die Entlohnungsgruppen 1 pa, 1 1, 1 2a 2, 1 2a 1, 
1 2b 3, I 2b 2, 1 2b 1 und I 3. 

(2) Die in den §§ 36 bis 38 des GehaltsÜ'ber­
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBl. N r. 296/1968 
und .................... enthaltenen Bestim-
mungen über die Voraussetzungen für die Er­
nennung auf einen Dienstposten der Lehrer und 
die Anlage zu Abschnitt III a des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes gelten als Bestiminungen über 
die Voraussetzungen ;für die Einreihung in die 
EntIohnungsgruppen des EntIohnungsschemas 11. 
Hiebei entsprechen 

\ 
der Verwendungsgruppe L PA die Entloh-
nungsgruppe 1 pa, 
der Verwendungsgruppe L 1 die Ent1})hnungs­
gruppe 1 1, 
der Verwendungsgruppe L 2a 2 die Entloh­
nungsgruppe I 2a 2, 
der Verwendungsgruppe L 2a 1 die Entloh­
nungsgruppe 1 2a 1, . 
der Verwendung-sgruppe L 2b 3 die Entloh­
nungsgruppe 1 2b 3, 
der Verwendungsgruppe L 2b 2 die Entloh­
nungsgruppe 1 2b 2, 
der Verwendungsgruppe L 2b 1 die Entloh­
nungsgruppe 1 2b 1 und 
der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs­
gruppe I 3. 

_ bisher 

(8) Die mehrfache Berücksichtigung eines und 
desselben Zeitraumes ist - abgesehen von den 
Fällen des § 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes, 
BGBl. Nr. 183/1947 - unzulässig. Nicht zu be­
rücksichtigen sind ferner die in Abs. 2 Z. 2 und 3 
angeführten Zeiten, soweit sie in den in Abs. 2 
Z. 7 angeführten vierjähr~gen Zeitraum fallen. 

§ 39. (2) Vertragslehrer, die nur zur Vertre­
tung oder sonst für eine vorübergehende Ver­
wendung aufgenommen werden (§ 38 Abs. 3), 
sind in das Entlohnungsschemall L einzureihen . 

. Ebenso sind Vertragslehrer, die nebenamtlich be­
schäftigt werden, sowie Vertragslehrer an Volks-, 
Haupt- und Sonderschulen, an Polytechnischen 
Lehrgängen, an Berufsschulen und an der Bundes­
fachschule für Technik, die nicht für eine 
dauernde Beschäftigung mit . mehr als zehn 
Wochenstunden aufgenommen werden, in das 
Entlohnungsschemall L einzureihen. 

§ 40. E n t loh ri u n.g s g r u p p end e sEn t­
lohnungsschemas I L 

(1) Das EntlohnungsschemaIL um faßt die 
Entlohnungsgruppen 1 pa, 1 1, 1 2b,1 2 hs, 1 2 v 
und 13. . 

(2) Die in den §§ 36 bis 38 des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22I1947, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 296/1968, 
enthaltenen Bestimmungen über die Vorausset­
zungen für die Ernennung auf einen Dienstposten 
der Lehrer und die Anlage zu Abschnitt III a zum 
Gehaltsüberleitungsgesetz gelten als Bestimmun­
gen über die Voraussetzungen für die Einreihung 
in die Entlohnungsgruppen des Entlohnungs­
schemas I 1. Hiebei entsprechen 

der Verwendungsgruppe L PA die Entloh­
nungsgruppe 1 pa, 
der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungs­
gruppe 1 1, 
der Verwendungsgruppe L 2 B die Entloh­
nungsgruppe I 2 b, 
der Verwendungsgruppe L 2 HS die Entloh­
nungsgruppe 1 2 hs, 
der Verwendungsgruppe L 2 V die. Entloh­
nungsgruppe 1 2 v und 

" der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs­
gruppe 1 3. 

58 der Beilagen XII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 11 von 18

www.parlament.gv.at



------------~ -------------------

12 58 der Beilagen 

neu 

(3) Neben den durch Abs. 2 festgelegten Vor­
aussetzungen für die Einreihung in die Entloh­
nungsgruppen I L gelten weiters die in der An­
lage zu diesem Absatz angeführten Voraus­
setzungen. " 

bisher 

10. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende § 
Fassung: 

41. Mon a t sen t g'e I tun d Die n s t­
z u lag end e sEn t loh nun g s­

schemas lL 

in der Entlohnungsgruppe 

Ip. 1 11 112.2112~1 112b3112b2112bll 13 

Scbilling -
1 5838 4858 4373 4200 4079 3885 
2 6132 5110 4656 4410 4348 4154 
3 6426 5362 4939 4620 4617 4423 
4 6930 5782 5222 4830 4886 4692 
5 7434 6202 5621 5145 5222 5028 
6 7938 6622 6020 5460 5558 5364 
7 8442 7042 6419 5775 5894 5700 
8 8946 7462 6818 6090 6230 6036 
9 9523 7945 7217 6405 6566 6372 

10 10100 8491 761ö 6720 6902 6708 
11 10677 9037 8120 7140 7238 7044 
12 11254 9583 8624 7560 7640 7446 
13 11831 10129 9128 7980 8042 7848 
14 12535 10675 9632 8400 8444 8250 
15 13239 11221 10136 8820 8846 8652 
16 13943 12870 10682 9240 9248 9054 
17 14647 13605 11228 9660 9650 9456 

, 18 15351 14340 11774 10080 10052 9858 
19 16055 15075 12320 10500 10454 10260 

11. § 42 erhält folgende F:l!Ssung: 

,,0 her s tell u n g 

3674 3149 
3889 3317 
4104 3485 
4319 3653 
4562 3821 
4805 4021 
5048 4221 
5291 4421 
5534 4621 
5777 4821 
6020 5021 
6367 5221 
6714 5473 
7061 5725 
7408 5977 
7755 6229 
8102 6481 
8449 6733 
8796 6985 

§ 42. (1) Wird ein Vertragslehrer des Ent­
lohnungsschemas 1 L aus der Entlohnungsgruppe 
I 3 in eine der Entlohnungsgruppen I 2h üher­
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die 
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für 
die Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs­
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über­
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der 
Entlohnungsgruppen I 2b zurückgelegt hätte; an 
die Stelle des Zeitraumes von zwei Jahren tritt 
ein solcher von vier Jahren, wenn der Vertrags­
lehrer keine Reifeprüfung an einer höheren 
Lehranstalt abgelegt hat. 

(2) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas 1 L aus der Entlohnungsgruppe I 3 in 
eine der Endohnungsgruppen I 2a überstellt, so 
gebührt ihm die Endohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die <für die 
Erreichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe 
notwendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden 

_ Ausmaß als Vertragslehrer einer der Entloh­
nungsgruppen I 2a zurückgelegt hätte; an die 

(1) Das Monatsentgelt der Vertragslehrer des 
Entlohnungsschemas 1 L beträgt: 

in der Entlohnungsgruppe 

in der Ent-
Ip. 

1 
I1 I 12 b. I- 12 hs I 12 v I 13 lohnnngsstufe 

Schilling 

1 5838 4858 4080 3885 3674 3045 
2 6132 5110 4348 4154 3889 3203 
3 6427 5362 4617 4423 4105 3361 

-4 6930 5782 4886 4692 4319 3520 
5 7434 6202 5222 5029 4562 3677 
6 7939 6622 5558 5364 4805 .3813 
7 8443 _ 7042 5895 5700 5048 3949 
8 8946 7462 6230 6036 5291 4085 
9 9524 7945 6567 6372 5534 4221 

10 10101 8429 6902 6709 5778 4358 
11 10678 8912 7239 7044 6020 4494 
12 11255 9395 7640 7447 6367 4629 
13 11831 9877 8042 7849 6714 4829 
14 12536 10466 8445 8250 7061 5030 
15 13240 11054 8847 8653 7408 5229 
16 13943 11641 9248 9055 7756 5430 
17 14648 12230 9651 9456 8103 5629 
18 15352 12818 10053 9859 8450 5829 
19 16056 13406 10454 10261 8797 6030 

§ 42. 0 b e r s tell u n g 

(1) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas 1 L aus der Entlohnungsgruppe I 3 in 
eine der Entlohnungsgruppen I 2 überstellt, so 
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich er­
geben würde, wenn er die Zeit, die für die Er­
reichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe not­
wend~g ist, in dem zwei Jahre übersteigenden 
Ausmaß als Vertragslehrer einer der Entloh­
nungsgruppen I 2 zurückgelegt hätte; an - die 
Stelle des Zeitraumes von zwei Jahren tritt ein 
solcher von vier Jahren, wenn der Vertragslehrer 
keine Reifeprüfung an einer höheren Lehranstalt 
abgelegt hat. 

(2) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas 1 L aus einer der Entlohnungsgruppen I 2 
in die Entlohnungsgrupp~ I pa oder I 1 überstellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die 
Erreichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe 
notwendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden 
Ausmaß als Vertragslehrer der Entlohnungs­
gruppe zurückgelegt hätte, in die er überstellt 
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Stelle des Zeitraumes von Vler Jahren tritt ein 
solcher von sechs Jahren, wenn der Vertrags­
lehrer keine Reifeprüfung an einer höheren 
Lehranstalt abgelegt hat. 

(3) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen 
I 2b in eine der Entlohnungsgruppen I 2a über­
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die 
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für 
die Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs­
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über­
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der 
Entlohnungsgruppen I 2a zurückgelegt hätte. 

(4) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen 
I 2b in die Entlohnungsgruppe I pa oder I 1 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstuf.;!, 
die sich ergeben wür.Je, wenn er die Zeit, die 
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh­
nungsstufe notwendig ist, in dem vier Jahre 
übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrer der 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er 
überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes von 
vier Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, 
wenn der Veriragslehrer nicht die Vollend'.1ng 
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein­
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer der 
Verwendungs gruppe L PA oder L 1 aufweist. 

(5) Wird ein Vertragsiehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen 
I 2a in die Entlohnungsgruppe I pa oder I 1 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, 
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, aie 
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh­
nungsstufe notwendig ist, in d(!m zwei Jahre 
übersteigenden Ausmaß als Vertrabslehrer der 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er 
überstellt wird; an die Stelle .des Zeitraumes von 
zwei Jahren tritt ein solcher vo~ vier Jahren, 
wenn der Vertragslehrer nicht die Vollendung 
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein­
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer 
der Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf­
weist. 

(6) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
'schemas I Laus .Jer Entlohnungsgruppe I 3 in 
die Entlohnungsgruppe I pa oder I 1 überstellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungmufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die 
Erreichung seiner Entlohnungsstufe notwendig 
ist, in dem sechs Jahre ühersteigenden Ausmaß 
als Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe 
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird; 
weist der Vertragslehrer nicht die Vollendung 
emer Hochschulbildung im Sinne der gemein-

bisher 

wird; an die Stelle des Zeitraumes von vier 
Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, wenn 
der Vertragslehrer nicht die Vollendung einer 
Hochschulbildung im Sinne der allgemeinen An­

J stellungserfordernisse für Lehter der Verwen-
dungsgruppe L PA und L 1 aufweist. 

(3) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe I 3 in 
die Entlohnungsgruppe I pa oder I 1 überstellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn die Abs. 1 und 2 auf ihn 
angewendet worden wären. 

(4 ) Wenn es für den Vertragslehrer günstiger 
ist, ist er abweichend von den Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 3 so zu behandeln, als ob. er die 
Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des ge­
meinsamen Anstellungserfordernisses für die der 
höheren Entlohnungsgruppe entsprechenden Ver­
wendungsgruppe der Bundesbeamten in einer 
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt hat, 
in der höheren Endohnungsgruppe verbracht 
hätte. 

(5) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe I 1 in 
die Entlohnungsgruppe I pa, aus der Entlohnungs­
gruppe I pa in die Entlohnungsgruppe I 1 oder, 
aus einer der Entlohnungsgruppen I 2 in eine der 
anderen Entlohnungsgruppen 1 2 überstellt, so 
bleibt er in der bisherigen Entlohnungsstufe. 

(6) Durch eine übers teIlung nach den Abs. 1 
bis' 3 und 5 wird der Vorrückungstermin nicht 
berührt. 
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samen Anstellungserfordernisse für Lehrer der 
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf, so ist 
cr so zu behandeln, als db die Abs. 1 und 4 auf 
ihn. angewendet worden wären. 

(7) Wenn es für den Vertra:gslehrer günstiger 
ist, ist er abweichend von den Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 6 so zu behandeln, als ob er die 
Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des ge­
meinsamen Anstellungserfol'dernisses für die der 
höheren Entlohnungsgruppe entsprechende!l 
Verwendungs gruppe der Bundesbeamten in einer 
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt hat, 
in der höheren Entlohnungsgruppe verbracht 
hätte. 

(8) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L auS der Entlohnungsgruppe I 1 in 
die Entlohnungsgruppe I pa, aus der Entloh­
ntmgsgruppe I pa in die Entlohnungsgrupp~ I 1, 
aus einer der Entlohnungsgruppen I 2a in die 
andere der Entlohnungsgruppen I 2a oder aus 
einer der Entlohnungsgruppen 1 2b in eine 
andere der Entlohnungsgruppen I 2b überstellt, 
so bleibt er in der bisherigen Entlohnungsstuk 

(9) Durch eine überstellung nach den Abs. 1 
bis 6 und 8 wird der Vorrückungstermin nicht 
berührt. 

(10) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der 
neuen Entlohnungsgruppe niedriger als das 
Monatsentgelt, das dem Vertrlgslehrcr jeweils 
in einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zu­
kommen würde, so gebührt dem Vertrags lehrer 
eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt; 
Dienstzulagen ßind, soweit sie nur für die Dauer 
einer bestimmten Verwendung gebühren, bei der 
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligell 
Monatsentgelt nicht zuzurechnen." 

12. § 42 b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Bei der Anwendung der Albs. 1 und 2 i,t 
auf die Bestimmungen der §§ 42 und 42 a Be­
dacht zu nehmen. Hiebei entspremen die Ent­
lohnungsgruppe a den Entlohnungsgruppen I pa 
und I 1, die Entlohnungsgruppe b den Entloh­
nungsgruppen I 2b, alle übrigen Entlohnungs­
gruppen der Entlohnungsgruppe I 3." 

13. § 43 erhält folgende Fassung: 

"E n t loh nun g s g r u p p end e sEn t-­
lohnungsschemas 11 L 

§ 43. (1) Das Entlohnungsschemall L umfaßt 
die Entlohnungsgruppen I pa, 1 1, I 2a 2, 1 2a 1, 
1 2b 3, 1 2b 2, I 2b 1 und I 3. 

(2) Für die Einreihung in die Entlohnungs­
gruppen des Entlohnungsschemas II L sind die 
Bestimmungen des § 40 Abs. 2 und 3 anzu­
wenden." 

bisher 

(7) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen 
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monats­
entgelt, das dem Vertragslehrer jeweils in einer 
niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen 
würde, so gebuhrt dem Vertragslehrer eine Er': 
gänzungszulage auf dieses Monatsentgelt; Dienst­
zulagen sind, soweit sie nur für die Dauer einer 
bestimmten Verwendung gebühren, bei der Er­
mittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen 
Monatsentgelt nicht zuzuremnen. 

§ 42 b. (3) Bei der Anwendung der Abs.l 
und 2 ist auf die Bestimmungen der §§ 42 und 
42 a Bedacht zu nehmen. Hiebei entspremen die 
Entlohnungsgruppe a den· Entlohnungsgrup­
pen 1 pa und 1 1, die Entlohnungsgruppe b den 
Entlohnungsgruppen 1 2, alle übrigen Entloh­
nungsgruppen der Entlohnungsgruppe 1 3. 

§ 43. E n t loh nun g s g ru p p end e sEn t­
lohnungsschemas II L 

(1) Das Entlohnungsschemall L umfaßt die 
Entlohnungsgruppen I pa, I 1, I 2b, I 2 hs, I 2 v 
und 1 3. . 

(2) Die in den §§ 36 bis 38 des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes, BGBL Nr. 22/1947, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 296/1968 ent­
haltenen Bestimmungen über die Voraussetzun-
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14. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende 
Fassung: 

in der Entlohnnngsgruppe in der Entgeltstufe 

hei einer für die Voll-
heschäftlgung (§ 38) vor-

1 I 2 

geschriebenen HöchstwOchen- für jede Jahreswochenstunde 
stundenzabl von Schilling 

1 pa 5136 5544 
18 3576 ·3852 
19 3384 3648 

11 20 3216 -~ 

21 3060 3300 
24 2676 2892 

12a 2 2508 2700 
12a 1 2316 2472 
12b 3 2346 2508 
12b 2 2256 2412 
12b 1 2076 2196 
13 1836 2028 

15. § 44 a Abs. 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

,,(2) Den Vertragslehrern der. Entlohnungs­
gruppe I 2b 1, die an Hauptschulenfrer.1d­
sprachen unterrichten, gebührt für jede J ahres­
wochenstunde eine Dienstzulage von S 113·40 
jährlich. Vertragslehrern der Entlohnungsgrupp~ 
I 2b 1, die an Polytechnischen Lehrgänge'1 
Fremdsprachen unterl'ichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine DienJStzulage von 
S 207"60 jährlich. 

(3) Vertragslehrern 
a) der Entlohnungsgruppel 2a 1, die, ohne 

die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe I 2a 2 zu er­
füllen, an Hauptschulen, Sonderschulen, 
Polytechnischen Lehrgängen oder an Be­
rufsschulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
S 113·40 jährlieh; 

bisher 

gen für die Ernennung auf einen Dienstposten 
der Lehrer und die Anlage zu Abschnitt lIla zum 
Gehaltsüberleitungsgesetz _gelten als Bestimmun­
gen über die Voraussetzungen für die Einreihung 
in die Entlohnungsgruppen des Entlohnungs­
schemas 11 L. Hiebei entsprechen 

der Verwendungsgruppe L PA die Ent­
lohnungsgruppe I pa, 
der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungs­
gruppe I 1, 
de~ Verwendungsgruppe L 2 B die Ent­
lohnungsgruppe I 2b, 
der Verwendungsgruppe L 2 HS die Ent­
lohnungsgruppe I 2 hs, 
der Verwendungsgruppe L 2 V die Ent­
lohnungsgruppe 1 2 v und 
der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs­
gruppe I 3. 

(2) Die Jahresentlohnung der Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas II L beträgt: 

in der Entlohnnngsgruppe in der Entgeltstufe 

bei einer für die Voll- 1 I 2 
beschäftignng (§ 38) vor-

geschriebenen Höcbstwochen- für jede Jahreswochenstuode 
stunden:rahl von Schilling. 

1 pa 5136 5545 
18 3576 3852 
19 3384 3648 

11 20 3217 3468 
---

21 3060 3300 
24 2676 2893 

12 b 2346 2508 
12 hs 2256 2412 
12 v 2076 2184 
13 1764 1896 

§ 44 a. (2) Den Vertrags lehrern der Entloh­
nungsgruppe I 2 v, die an Hauptschulen Fremd­
sprachen unterrichten, gebührt für jede J ahres­
wochenstunde eine Dienstzulage von 113·40 S 
j;ihrlich. Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe 
I 2 v, die an Polytechnischen Lehrgängen Fremd­
sprachen unter,richten, gebührt für jede Jahres­
wochenstunde eine Dienstzulage von 207"60 S 
jährlich. 

(3) Vertragslehrern 
a) der Entlohnungsgruppe I 2 v, die, ohne die 

Voraussetzungen für eine Einreihung in die 
Entlohnungsgruppe I 2 hs zu erfüllen, an 
Hauptschulen oder Sonderschulen unter­
richten, gebührt für jede Jahreswochen­
stunde eine Dienstzulage von 113"40 S jähr­
lich; 
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b) der Entlohnungsgruppe I 20b 1, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe I 2b 2 zu er­
füllen, an Hauptschulen oder Sonder­
schulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
S 113'40 jährlich; 

c) der Entlohnungsgruppe I 2b 1, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe I 2b 3 zu er­
füllen, an Polytechnischen Lehrgängen oder 
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für 
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage 

. von S 207'60 jährlich; 
d) der Entlohnungsgruppe I 2b 2, die, ohne 

die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe I 2b 3 zu er­
füllen, an Polytechnischen Lehrgängen oder 
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für 
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzuhge 
von S 93'20 jährlich." 

16. § 44 a Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Den Vertragslehrern, die neben ihrer 
Lehrtätigkeit an Bundeserziehungsanstaltell, 
BUlldeskonvikten, Blindeninstituten, Taubstum­
meninstituten oder an gleichartigen Anstalten als 
Erzieher verwendet werden, gebührt für die 
Dauer dieser Verwendung eine D:~mtzulage. Die 
Dienstzulage beträgt jährlich 

in der Entlohnungsgruppe I 1 
in den Entlohnungsgruppen 1 2 .. 
in der Entlohnungsgruppe I 3 

Artikel V 

S 11.592, 
S 9.236, 
S 6.174." 

Die 15. V ertragsbedienstetengesetz-Novelle 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. II Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. Die Zeit, die dem Vertragsbediensteten 
nach den Bestimmungen des Beamten-Ober­
leitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, für die 
Vorrückung angerechnet worden ist." 

2. In Art. 11 Ahs. 1 wird am Ende der Z. 6 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Z. 7 angefügt: 

,,7. Die Zeit des erfolgreichen Besuches eines 
Abiturientenlehrganges an einer Lehrerbildungs­
anstalt, wenn für den Vertragsbediensteten die 
Reifeprüfung für Volksschulen als Anstellungs­
erfordernis vorgeschrieben war; die Bestimmun­
gen des § 26 Abs. 2 Z. 6 des Vertragsbedien­
stetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I der 
17. Verttagsbedienstetengesetz-N ovelle sind bei 
Berücksichtigung. dieser Zeiten sinngemäß anzu­
wenden." 

bisher 

b) der Entlohnungsgruppe I 2 v, die, ohne die 
Voraussetzungen für eine Einreihung in die 
Entlohnungsgruppe 1 2b zu erfüllen, an 
Polytechnischen Lehrgängen oder an Berufs­
schulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
207'60 S jährlich; 

c) der Entlohnungsgruppe I 2 hs, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe 1 2b zu erfüllen, 
an Polytechnischen Lehrgängen oder an 
Berufsschulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
93'20 S jährlich . 

§ 44 a. (5) Den Vertragslehrern, die an Bundes­
erziehungsanstalten, Bundeskonvikten, Blinden­
instituten, Taubstummeninstituten oder an 
gleichartigen Anstalten als Erzieher verwendet 
werden, gebührt für die Dauer dieser Verwen­
dung eine Dienstzulage. Die Dienstzulage be­
trägt jährlich 

in der Entlohnungsgruppe I 1 ..... . 
. in den Entlohnungsgruppen I 2 ... . 
und in der Entlohnungsgruppe I 3 .. 

11.593 S, 
9.237 S 
6.175 S. 

15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, Art. 11 

3. die Zeit, die dem Vertragsbediensteten in 
einem früheren Dienstverhältnis nach den Be­
stimmungen des Beamten-Oberleitungsgesetzes, 
StGBl. Nr. 134/1945, für die Vorrückung ange­
rechnet worden' ist; 

6. die Zeit, um die der Vertragsbedienstete das 
für die Aufnahme auf einen seinem Dienstposten 
entsprechenden Dienstpos,ten eines Beamten vor­
geschriebene Studium nur aus den in Z. 5 lit. a 
und b genannten Gründen später vollendet hat, 
als es nach den österreichischen Studienvorschrif­
ten frühestens möglich gewesen wäre. 
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3. Art. III Abs. 2 letzter Satz erhält folgende 
Fassung: 

"Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Vertrags­
bediensteten, die vor dem 1. Feber 1956 in einer 
der Entlohnungsgruppen d oder c aufgenommen 
wurden und denen nach diesem Zeitpunkt keine 
Vordienstzeiten angerechnet wurden, in der 
Weise zu ermitteln, daß die Zeit, die für das 
Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung, die sie 
gemäß Art. II Ahs. 1 der 2. Vertragsbedien­
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 282/1960, er­
halten haben, notwendig ist, dem 1. Feber 1956 
vorangesetzt wird." 

4. Dem Art. III Abs. 4 wird angefügt: 

"In den Fällen des Abs. 2 zweiter Satz sind hie­
bei alle vor dem 1. Feber 1956 liegenden Zeiten 
nach § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
in der Fassung des Art. I und des Art. I der 
17. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und nach 
Art. II zu behandeln." 

5. Art. III Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) Die bezugsrechtliche Stellung der Ver­
tragsbediensteten, deren Vorrückungsstichtag 
nach Abs. 4 festgesetzt wird, ist um den Zeit­
raum zu verbessern, um den der gemäß § 19 
Abs. 6 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf 
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerun­
dete verbesserte Vorrückungsstichtag vor dem 
gemäß § 19 Abs. 6 des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948 auf den nächstliegenden Vor­
rückungstermin gerundeten bisherigen Vor­
rÜckUngsstichtag liegt." 

bisher 

Art. III. (2) Für die am 1. März 1969 in einem 
Bundesdienstverhältnis befindlichen Vertrags­
bediensteten gilt der Tag, der sich aus ihrer tat­
sächlichen Dienstzeit und den ihnen für die Vor­
rÜckUng angerechneten Vordienstzeiten ergibt 
(fiktiver Dienstantrittstag), ab 1. März 1969< als 
Vorrückungstichtag im Sinne des § 19 Abs. 1 des 
Vertragsbediensteten gesetzes 1948. Der fiktive 
Dienstantrittstag ist bei Vertragsbediensteten der 
Entlohnungsgruppe d oder c, die vor dem 
1. Feber 1956 aufgenommen wurden und denen 
nach diesem Zeitpunkt keine Vordienstzeiten an­
gerechnet wurden, in der Weise zu ermitteln, 
daß die Zeit, die für das Erreichen der bezugs­
rechtlichen Stellung, die sie gemäß Art. II Abs. 1 
der 2. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 282/1960, erhalten haben, notwendig ist, dem 
1. Feber 1956 vorangesetzt wird. 

(4) Für Vertragsbedienstei:e, die einen An trag 
gemäß Abs. 3 stellen, ist der Vorrückungsstichtag 
nach den Bestimmungen des § 26 des Vertra.gs­
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Art. J und nach Art; II neu festzusetzen, wenn 
dieser Vorrückungsstichtag günstiger ist als der 
nach Abs. 2. 

(6) Die bezugsrechtliche Stellung der Vertrags­
bediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach 
Abs. 4 festgesetzt wird, ist um das Ausmaß zu 
verbessern, das sich aus dem Zeitraum der Ver­
besserung des Vorrückungsstichtagesgemäß 
Abs.4 gegenüber dem Vorrückungsstichtag nach 
Abs. 2 ergibt. 

58 der Beilagen XII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 17 von 18

www.parlament.gv.at



18 58 der Beilagen 
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Anlage 

zu § 26 Abs. 2 Z. 8 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 

1948 

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung 
der Zeit des Hochschulstudiums nach § 26 Abs. 2 
Z. 8 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
beträgt: 

a) sieben Jahre für die Studienrichtungen 
Chemie, Nachrichtentechnik und Elektro­
technik; 

b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bau­
ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik 
und Technische Chemie; 

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtun­
gen Physik, Architektur, Maschinenbau, 
Technische Physik, Wirtschaftsingenieur­
wesen, Kulturtechnik, Bergwesen, Hütten­
wesen, Erdölwesen und Markscheidewesen; 

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen 

bisher 

Anlage· 

zu § 26 Abs. 2 Z 7 

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung 
der Zeit des Hochschulstudiums n/lch § 26 Abs. 2 
Z. 7 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 be-
trägt: 

a) drei Jahre· für die Studienrichtungen 
Chemie, Nachrichtentechnik und Elektro­

. technik; 
b) zwei Jahre für die Studienrichtungen Bau­

ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik und 
Technische Chemie; 

c) eineinhalb Jahre für die Studienrichtungen 
Physik, Architektur, Maschinenbau, Tech­
nische Physik, Wirtschaftsingenieurwesen, 
Kulturtechnik, Bergwesen, Hüttenwesen, 
Erdölwesen und Markscheidewesen; 

Theologie, Psychologie, Tierheilkunde,·· 
d) ein Jahr für die Studienrichtungen Theolo­

gie, Psychologie, Tierheilkunde, Feuerungs­
und Gastechnik, Papier- und Zellstofftech­
nik und Forstwirtschaft; 

Feuerungs- und Gastechnik, Papier- und 
Zellstofftechriik, Vermessungstechnik und 
Forstwirtschaft; . 

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studien­
richtungen. 

2. Als Beginn des Studiums ist, wenn das erste 
Semester ein Wintersemester war, der 1. Juli, 
und wenn das erste Semester ein Sommer­
semester 'war, der 1. Jänner des betreffenden 
Jahres anzusehen. 

3. Wurde das Studium mit einem Trimester 
begonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn 
das erste Trimester ein Sommer- oder Herbst­
trimester war, der 1. Juli, wenn das erste Tri­
mester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner 
des betreffenden Jahres anzusehen. 

e) ein halbes Jahr für alle übrigen Studien­
richtungen. 

2. Als Beginn des Zeitraumes von vier Jahren 
ist, wenn das erste Semes·ter ein Winters em ester 
war, der 1. Juli, wenn das erste Semester ein 
Sommersemester war, der 1. Jänner des betreffen­
den Jahres anzusehen. -

3. Wurde das Studium mit einem Trimester 
begonnen, so ist als Beginn des vierjährigen Zeit­
raumes, . wenn das erste Trimester ein Sommer­
oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, wenn das 
erste Trimester ein Wintertrimester war, der 
1. Jänner des betreffenden Jahres anzusehen. 
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